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Text 

§ 111. (1) Jede Person, die Gegenstände oder Vermögenswerte, die sichergestellt werden sollen, in 
ihrer Verfügungsmacht hat, ist verpflichtet (§ 93 Abs. 2), diese auf Verlangen der Kriminalpolizei 
herauszugeben oder die Sicherstellung auf andere Weise zu ermöglichen. Diese Pflicht kann 
erforderlichenfalls auch mittels Durchsuchung von Personen oder Wohnungen erzwungen werden; dabei 
sind die §§ 119 bis 122 sinngemäß anzuwenden. 

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch VfGH, BGBl. I Nr. 165/2023) 

(3) Personen, die nicht selbst der Tat beschuldigt sind, sind auf ihren Antrag die angemessenen und 
ortsüblichen Kosten zu ersetzen, die ihr durch die Trennung von Urkunden oder sonstigen 
beweiserheblichen Gegenständen von anderen oder durch die Ausfolgung von Kopien notwendigerweise 
entstanden sind. 

(4) In jedem Fall ist der von der Sicherstellung betroffenen Person sogleich oder längstens binnen 24 
Stunden eine Bestätigung über die Sicherstellung auszufolgen oder zuzustellen und sie über das Recht, 
Einspruch zu erheben (§ 106) und eine gerichtliche Entscheidung über die Aufhebung oder Fortsetzung 
der Sicherstellung zu beantragen (§ 115), zu informieren. Von einer Sicherstellung zur Sicherung einer 
Entscheidung über privatrechtliche Ansprüche (§ 110 Abs. 1 Z 2) ist, soweit möglich, auch das Opfer zu 
verständigen. 
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